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Stellungnahme des Bündnis Kinder- und Jugendgesundheit e.V. 
zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Stärkung der 
Pflegekompetenz (Pflegekompetenzgesetz – PKG) 

 

 

Das Bündnis Kinder- und Jugendgesundheit e.V., ein Zusammenschluss der Fachgesellschaften 
und Verbände in Deutschland, die sich für die gesundheitlichen Belange von Kindern und 
Jugendlichen einsetzen, setzt sich mit seiner Kommission Personalressourcen seit Jahren mit 
den Auswirkungen gesundheitspolitischer Rahmengesetzgebung insbesondere auf die 
Professionen der spezialisierten Pflege, der Medizin und der Medizinischen Fachangestellten 
(MFA) auseinander. Wir begrüßen ausdrücklich die Bemühungen des Gesetzgebers, die 
fachlichen Potenziale von Pflegefachpersonen mit einer Erweiterung ihres Aufgabenspektrum 
zu nutzen, die Kompetenzen von Pflegefachpersonen zielorientiert einzusetzen, sie zu 
würdigen und damit die pflegerische Versorgung der Bevölkerung zu verbessern sowie 
langfristig sicherzustellen. Allerdings weisen wir darauf hin, dass die demographische 
Entwicklung der Bevölkerung und die zunehmende Überalterung der Gesellschaft nicht dazu 
führen dürfen, dass die Pflegebedarfe von Menschen aller Altersstufen, insbesondere von 
Kindern und Jugendlichen, in allen Versorgungs-bereichen aus dem Blickfeld geraten. Auch 
diese bedürfen angesichts der gebotenen Daseins-vorsorge hoher gesundheits- und 
gesellschaftspolitischer Aufmerksamkeit und sind entschlossen zu sichern. 

 

Die professionelle Pflege von Kindern und Jugendlichen ist aufgrund der Besonderheiten 
kindlicher Entwicklung bis zum jungen Erwachsenenalter in besonderer Weise komplex und 
bedarf einer hierfür spezialisierten Pflegeausbildung. Mit dem vorliegenden Entwurf werden 
wichtige Schritte in Richtung einer präventiven Ausrichtung des Versorgungssystems 
vorgenommen.  Gezielte Gesundheitsförderung und Prävention müssen allerdings schon im 
Kindesalter beginnen, um effizient zu wirken (Primärprävention) und die Chronifizierung von 
Gesundheitsstörungen sowie die Entwicklung von Komorbiditäten zu reduzieren (Sekundär- 
und Tertiärprävention). Deshalb sollte im Pflegekompetenzgesetz unbedingt ein 
entsprechendes Leistungsangebot zur Förderung des gesunden Aufwachsens von der Geburt 
bis ins junge Erwachsenenalter ergänzt werden. Dies macht es insbesondere erforderlich, 
erweiterte heilkundliche  Tätigkeiten bei Kindern und Jugendliche professionell Pflegenden mit 
entsprechender Expertise zu überlassen, so wie es für die ärztlichen Fachrichtungen in der 
konservativen und operativen  Kinder- und Jugendmedizin selbstverständlich ist. Die Aufgaben 



 

 

 

 

 

 

von Pflegefachpersonen in der „pädiatrischen“ Versorgung müssen diesbezüglich geklärt und 
Grundlage von weiteren Entwicklungsschritten hinsichtlich der leistungsrechtlichen Befugnisse 
von Pflegefachpersonen werden. Die Berufsorganisationen der Pflegeberufe sollten 
systematisch an den sie betreffenden Aufgaben des SGB V und SGB XI beteiligt werden. Dabei 
kommt ihnen insbesondere bei der Entwicklung eines Aufgabenkatalogs für die spezifischen 
und differenzierten Pflegeberufe eine maßgebliche Rolle zu.  

 

Der vorliegende Referentenentwurf sieht vor, dass die Ausübung von Heilkunde, die bisher 
Ärzten und Ärztinnen vorbehalten war, auch von Pflegefachpersonen wahrgenommen werden 
sollte und daher Ziel der Aus- und Weiterbildung von Pflegenden sein muss. Aus pflegerischer 
Sicht bedeutet die Übernahme von heilkundlichen Tätigkeiten durch Pflegefachkräfte nicht nur 
die Erbringung von Leistungen ärztlicher Behandlung in Delegation, sondern die Erweiterung 
von Entscheidungsspielräumen beim Einsatz von Heil- und Hilfsmitteln, eine 
eigenverantwortliche Bedarfsermittlung sowie die Anpassung von bereits verordneten 
Therapien. Hier gilt es dringend, für eine klare Terminologie und klare Strukturen zu sorgen. 
Die meisten der im Referentenentwurf beispielhaft genannten Tätigkeiten (S. 147) sind u.E. 
Tätigkeiten, die durch die Vorbehaltsaufgaben, gemäß § 4 PflBG, abgebildet und im 
Ausbildungsziel gemäß §5 PflBG bereits abgebildet sind. Somit liegen diese Tätigkeiten im 
originären Aufgabenspektrum von Pflegefach-personen und stellen keine Erweiterung des 
Kompetenzbereichs dar. Heilkundeausübung in Diagnostik und Therapie, wie z. B. die 
Anpassung der Insulintherapie oder die Entscheidungen über eine Infusionstherapie erfordert 
Kompetenzen, die in einer generalistisch ausgerichteten Pflegeausbildung – selbst im 
Vertiefungsansatz Pädiatrie - nicht entwickelt werden können. So-mit sollten diese Aufgaben 
ausschließlich von Pflegefachpersonen mit diesbezüglicher Qualifikationen, etwa auf Bachelor- 
oder Masterniveau bzw. mit einer entsprechenden Fachweiterbildung nach der 
Berufsausbildung ausgeübt werden, die Curricula sind bundeseinheitlich normiert aus-
zuweisen und Abschlüsse sind bundeseinheitlich zu beurkunden bzw. eine gegenseitige 
Länderanerkennung muss zwingend erfolgen. Die Ausübung von Heilkunde durch 
Pflegefachpersonen muss die speziellen Anforderungen hinsichtlich des Alters- und 
Entwicklungsstandes sowie die spezifischen altersabhängigen Erkrankungen und Handicaps 
unterschiedlicher Genese der Zielgruppe berücksichtigen. Dieser Aspekt wurde im 
Referentenentwurf in keiner Weise aufgenommen. Die Erarbeitung eines Katalogs für 
erweiterte heilkundliche Aufgaben ist insbesondere entsprechend auch auf diese Altersstufen 
differenziert auszurichten. Daher ist es dringend not-wendig, die Profession der Gesundheits- 
und Kinderkrankenpflegenden sowie die Pädiater:innen an der Erarbeitung zu beteiligen. 

 

Das Bündnis KJG fordert, dass die Ausübung von Heilkunde bei Menschen, die das 18. Lebens-
jahr noch nicht vollendet haben, ausschließlich Pflegefachpersonen, die eine hinreichende 
Expertise in der pädiatrischen Versorgung haben, vorbehalten bleibt. Dies sind aktuell 
Pflegende mit dem Berufsabschluss „Gesundheits- und Kinderkrankenpflege“ und Pflegende 



 

 

 

 

 

 

mit dem Berufsabschluss Gesundheits- und Kinderkrankenpflege mit anerkannten 
pädiatrischen Fach-weiterbildungen ebenso wie Absolvent:innen der spezialisierten 
Kinderkrankenpflegeausbildung, nicht jedoch im Vertiefungsansatz Pädiatrie ausgebildete 
Pflegekräfte.  

Begründung: Pflegefachpersonen mit einer generalistischen Ausbildung nach PflBG können – 
selbst im Vertiefungsansatz Pädiatrie - während der Ausbildung nicht die erforderlichen 
Kompetenzen entwickeln, um Kinder und deren Familien in den speziellen und hochkomplexen 
Problemlagen, wie Krankheit, Behinderung etc. zu unterstützen. Die erweiterte 
Heilkundeausübung durch Pflegende in der Pädiatrie erfordert daher im besten Fall den 
Berufsabschluss gemäß der besonderen Vorschriften mit den beruferechtlichen Regelungen im 
§§ 58 bis 60 des PflBG der Berufsausbildung in der in Theorie und Praxis in der Gesundheits- 
und Kinderkrankenpflege. Hierzu ist es zwingend, diese besonderen Vorschriften mit dem 
Wahlrecht der Auszubildenden gemäß § 59 Absatz 2 über das Jahr 2025 hinaus, dauerhaft 
festzuschreiben. 

Weiterhin lehnt das Bündnis KJG eine niedrigschwellige Unterstützung und direkte pflegerische 
Versorgung von pflegebedürftigen Kindern und deren Familien durch Pflegefachassistenzkräfte 
ab.  

Begründung: Die Unterstützung und professionelle Pflege von gesunden, kranken und 
behinderten Kindern und Jugendlichen sind hochkomplexe Aufgaben innerhalb des 
Familiensystems, die den Einsatz von speziell qualifizierten Kinderkrankenpflegefachpersonal 
erfordern.   

 

Artikel 2 Änderung des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch. „§ 15a S. 46 
 
Behandlung durch Pflegefachpersonen, 
Pflegeprozessverantwortung  
(1) Pflegefachpersonen, die über die 
erforderlichen fachlichen Kompetenzen 
aufgrund einer nach dem 
Pflegeberufegesetz vorgeschriebenen 
beruflichen oder hochschulischen 
Ausbildung, aufgrund einer staatlich 
anerkannten, bundesweit einheitlichen 
Weiterbildung oder aufgrund einer solchen 
Weiterbildung entsprechenden 
Berufserfahrung, die durch eine staatliche 
Kompetenzfeststellung der Länder 
nachgewiesen wurde, verfügen, können 
insbesondere die folgenden Leistungen 
der ärztlichen Behandlung im Rahmen 
der Leistungserbringung nach diesem Buch 
unter den folgenden Voraussetzungen 
eigenverantwortlich erbringen:  

 

Bei der Ausübung von Heilkunde durch 
Pflegefachpersonen kann es sich nicht nur 
um eine Übernahme von Leistungen der 
ärztlichen Behandlung handeln. Das wäre 
zu eng gedacht.  

 

An dieser Stelle sollten die Begrifflichkeiten  

„… die folgenden Leistungen ärztlicher 
Behandlung im Rahmen der 
Leistungserbringung….. “ durch  

„… die folgende Ausübung von Heilkunde im 
Rahmen der Leistungserbringung… „ 
ersetzt werden.  

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

Artikel 4 Änderung des 
Pflegeberufegesetzes. S. 53  
 
Das Pflegeberufegesetz vom 17. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2581), das zuletzt durch Artikel 
2a des Gesetzes vom 12. Dezember 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 359) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:  

1.  

Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:  

Die Angabe zu Teil 1 Abschnitt 2 wird durch 
die folgende Angabe ersetzt:  
 
„Abschnitt 2 Vorbehaltene Aufgaben; 
eigenverantwortliche Heilkundeausübung“. 
 

 

 

selbständige Heilkundeausübung: - muss 
auch für Berufsabschlüsse nach dem 
KrPflG von 1985 und 2004 gelten . 

Dies ist zu ergänzen. Grundsätzlich gilt für 
Ausübung bei Kindern gemäß PflBG : 
•Gesundheits- und Kinderkrankenpflegende 
•oder PFF/PFM mit Vertiefungseinsatz 
Pädiatrische Versorgung mit adäquater 
normierter bundesweit 
Anschlussqualifizierung/ Weiterbildung, 

sowie einer zusätzlichen Fachweiterbildung 
im speziellen Berufsfeld der Kinder- und 
Jugendmedizin. 

 

 

A. Allgemeiner Teil; S. 60 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 
Befugnis zur Heilkundeausübung 
durch Pflegefachpersonen; 
sozialrechtliche Geltung der 
Vorbehaltsaufgaben  

 
Der Pflegeberuf ist ein Heilberuf mit eigenen 
beruflichen Kompetenzen. Gesetzlich wird 
im Pflegeberufegesetz daher nunmehr 
klargestellt, dass Pflegefachpersonen mit 
einer Erlaubnis nach § 1 des 
Pflegeberufegesetzes im Rahmen der 
erworbenen Kompetenzen Heilkunde 
ausüben dürfen. Anschließend an die 
Regelungen des Gesetzes zur Stärkung der 
hochschulischen Pflegeausbildung, zu 
Erleichterungen bei der Anerkennung 
ausländischer Abschlüsse in der Pflege und 
zur Änderung weiterer Vorschriften 
(Pflegestudiumsstärkungsgesetz – 
PflStudStG) vom 15. Dezember 2023, 
BGBl. 2023 I Nr. 359, S. 1 ff., mit denen 
geregelt wurde, dass die hochschulische 
Pflegeausbildung zusätzliche Kompetenzen 
zur selbständigen Ausübung von 
erweiterten heilkundlichen Aufgaben in den 
Bereichen diabetische Stoffwechsellage, 
chronische Wunden und Demenz vermitteln 
soll, wird zudem berufsrechtlich auch die 

Um auch den Problemlagen im Bereich der 
Gesundheitsversorgung von Kindern und 
Jugendlichen mit einer erweiterten 
heilkundlichen Übernahme von Aufgaben 
durch Pflegefachpersonen zu begegnen, ist 
es notwendig, das Spektrum der 
Erkrankungen zu erweitern, bei denen 
heilkundliche Aufgaben von Gesundheits- 
und Kinderkrankenpflegenden 
übernommen werden. Hier wäre neben dem 
Bereich diabetische Stoffwechsellage, der 
Bereich der chronischen bzw.„seltenen“ 
Erkrankungen wie z.B. Epidermolysis 
bullosa (EB), Spina bifida, Neurodermitis 
etc. denkbar. 



 

 

 

 

 

 

Befugnis zur Heilkundeausübung in diesem 
Sinne geregelt. 

 

Zu Nr. 6 (§ 8) zu Buchstabe B S. 89  

 

Dazu gehören sowohl Pflegefachpersonen 
mit einer beruflichen Ausbildung, mit einer 
hochschulischen Ausbildung sowie mit einer 
hochschulischen Ausbildung, die über 
erweiterte heilkundliche Kompetenzen nach 
§ 37 Absatz 2 Satz 2 des 
Pflegeberufegesetzes in der ab 1. Januar 
2025 geltenden Fassung in den Bereichen 
diabetische Stoffwechsellage, chronische 
Wunden und Demenz verfügen. Darüber 
hinaus gehören hierzu Pflegefachpersonen 
mit qualifizierten (Fach-)Weiterbildungen, 
beispielsweise auf Grundlage der 
Weiterbildungsordnungen der 
Landespflegekammern oder der Länder, 
Weiterbildungen von Fachgesellschaften (z. 
B. zur Diabetesberaterin/zum 
Diabetesberater DDG der Deutschen 
Diabetes-Gesellschaft), Weiterbildungen 
der Deutschen Krankenhausgesellschaft, 
und Pflegefachpersonen mit 
versorgungsbezogenen Master-
Abschlüssen in der Pflege, z. B. Community 
Health Nursing bzw. Advanced Practice 
Nursing. Schließlich soll eine solche 
Beschreibung pflegerischer Aufgaben auch 
die Aufgaben von 
Pflegefachassistenzpersonen nach dem 
Pflegefachassistenzeinführungsgesetz 
umfassen. 

 

Für eine qualitativ hochwertig 
gesundheitlichen Versorgung für Kinder und 
Jugendliche werden Kompetenzen benötigt, 
die den speziellen Problemlagen in den 
hochkomplexen Versorgungssituationen 
von akut und chronisch kranken Kindern im 
Familiensystem gerecht werden. Daher ist 
es dringend geboten, dass erweiterte 
heilkundliche Aufgaben in diesen Bereichen 
ausschließlich von speziell qualifiziertem 
Fachpersonal für Kinder und Jugendliche 
übernommen werden dürfen, wie zum 
Beispiel von Gesundheits- und 
Kinderkrankenpflegenden mit zweijähriger 
Berufserfahrung und/oder von 
Gesundheits- und 
Kinderkrankenpflegenden mit 
Fachweiterbildungen im Bereich 
Pädiatrische Pflege (z.B. Anästhesie-und 
pädiatrische Intensivpflege,  , 
Kinderonkologie) oder einer akademischen 
Qualifikation auf Masterebene wie 
Advanced Practice Nusing Pädiatrie (APN-
P).  

Pflegerische Aufgaben durch 
Pflegefachassistenzpersonen sind auf 
Grund der hochkomplexen Situationen bei 
Kindern und Jugendlichen nicht angezeigt.  

 

Zu Nummer 17 (§ 18e) Buchstabe B; S. 98 

 

Daran anknüpfend wird in dem neu 
gefassten Absatz 6 ein Modellprojekt 
vorgesehen, in dem geprüft wird, unter 
welchen Voraussetzungen und in welchem 
Umfang anstelle der Gutachterinnen oder 
Gutachter des MD oder der von der 
Pflegekasse beauftragten Gutachterinnen 
oder Gutachter auch unmittelbar (d. h. nicht 
im Auftrag des MD) in der Versorgung tätige 
Pflegefachpersonen Aufgaben im Rahmen 

Es ist zu empfehlen, dass 
Begutachtungsverfahren bei Kindern und 
Jugendlichen im Sinne der 
Vorbehaltsaufgaben (Erhebung des 
Pflegebedarfs) ausschließlich von 
Pflegefachpersonen, die speziell im Bereich 
der Gesundheits- und Kinderkrankenpflege 
qualifiziert sind, durchgeführt werden 
dürfen, wie es bereits in einigen 
Bundesländern seit längerem praktiziert 
wird. 



 

 

 

 

 

 

des Begutachtungsverfahrens nach den §§ 
18a, 18b und § 142a übernehmen können. 
Pflegefachpersonen in diesem Sinne sind 
Personen, die über eine Erlaubnis nach § 1 
des Pflegeberufegesetzes verfügen; in 
personeller Hinsicht erfasst sind demnach 
Personen mit einer abgeschlossenen 
Ausbildung als Pflegefachfrau oder 
Pflegefachmann, Gesundheits- und 
Krankenpflegerin oder Gesundheits- und 
Krankenpfleger, Gesundheits- und 
Kinderkrankenpflegerin oder Gesundheits- 
und Kinderkrankenpfleger und 
Altenpflegerin oder Altenpfleger. Mit der 
Regelung soll untersucht werden, wie die 
Kompetenzen von in der Versorgung tätigen 
Pflegefachpersonen besser genutzt und 
Effizienzpotenziale in der Zusammenarbeit 
zwischen dem MD und den in der 
Versorgung tätigen Pflegefachpersonen 
erschlossen werden können. Für in der 
Versorgung tätige Pflegefachpersonen 
entsteht im Verhältnis nur ein geringer 
Mehraufwand, da die Erhebung und 
Feststellung des Pflegebedarfs Bestandteil 
einer qualitätsgerechten Versorgung sind. 
Zudem werden in der Versorgung tätige 
Pflegefachpersonen entlastet, weil eine 
Begleitung der Begutachtung durch den MD 
entfällt. Zudem kann ggf. eine schnellere 
Anschlussversorgung erreicht werden, z. B. 
bei einer Begutachtung durch im 
Krankenhaus tätige Pflegefachpersonen. 

 

Zu Nummer 2 (§ 15a (Behandlung durch 
Pflegefachpersonen, 
Pflegeprozessverantwortung 

Zu Absatz 1; S. 150 

 

Voraussetzung für eine 
eigenverantwortliche Erbringung von 
bestimmten Leistungen der ärztlichen 
Behandlung ist das Vorhandensein der 
erforderlichen fachlichen, das heißt 
entsprechenden heilkundlichen 
Kompetenzen, die den jeweiligen ärztlichen 
Kompetenzen entsprechen. Solche 
heilkundlichen Kompetenzen werden 
insbesondere im Rahmen der 

 

 

 

 

 

Die Übernahme von erweiterten 
heilkundlichen Kompetenzen im Bereich der 
Pädiatrie kann ausschließlich von 
Gesundheits- und 
Kinderkrankenpflegenden mit zweijähriger 
Berufserfahrung und/oder mit pädiatrischer 
Fachweiterbildung und/oder mit APN-P 
erfolgen, damit die professionellen 
pflegerischen Kompetenzen den ärztlichen 
Fachgebieten in der konservativen und 



 

 

 

 

 

 

primärqualifizierenden hochschulischen 
Pflegeausbildung erworben. Dazu gehören 
nach § 37 Absatz 2 Satz 2 des 
Pflegeberufegesetzes unter anderem die 
„erforderlichen fachlichen und personalen 
Kompetenzen auf wissenschaftlicher 
Grundlage und Methodik in den Bereichen 
diabetische Stoffwechsellage, chronische 
Wunden und Demenz“; § 37 Absatz 3 Satz 
2 Nummer 6 bis 9 des 
Pflegeberufegesetzes konkretisiert, die in 
diesem Zusammenhang vermittelten 
Kompetenzen, die zu einer 
eigenverantwortlichen Ausübung der 
heilkundlichen Aufgaben befähigen). 

 

operativen Kinder – und Jugendmedizin 
entsprechen. Eine generalistische 
Qualifizierung in der Pflege zur Übernahme 
von erweiterten heilkundlichen Aufgaben 
schließt sich damit aus. 

Zu Nummer 12 (§ 73d 
Eigenverantwortliche Erbringung von 
Leistungen durch Pflegefachpersonen 
im Rahmen der vertragsärztlichen 
Versorgung; eigenverantwortliche 
Verordnung häuslicher Krankenpflege 
durch Pflegefachpersonen, Evaluation)  
 
Zu Absatz 2 S. 159 

 

Die Pflegefachpersonen werden im Fall 
einer Tätigkeit in der vertragsärztlichen 
Versorgung in der Regel im 
Angestelltenverhältnis bei einem an der 
vertragsärztlichen Versorgung 
teilnehmenden Leistungserbringer tätig. Sie 
erbringen an Stelle der Ärztin oder des 
Arztes Leistungen der ärztlichen 
Behandlung. Die Ärztin oder der Arzt kann 
entscheiden, ob sie oder er die Leistung 
weiter selbst erbringen will oder ob sie oder 
er die Leistung nach sachgerechter Auswahl 
und erster Diagnose und Indikationsstellung 
grundsätzlich auch durch eine hierfür 
qualifizierte Pflegefachperson im Wege der 
eigenverantwortlichen Ausübung 
erbringen lässt. 

Zu Nummer 2 (§ 15a (Behandlung durch 
Pflegefachpersonen, 
Pflegeprozessverantwortung)  
Zu Absatz 1 
 
…Zur Eigenverantwortlichkeit gehören die 
berufsrechtlich weisungsfreie Entscheidung 
über die Art, Dauer und Häufigkeit der 
Behandlung, die Verantwortung für die 
rechtzeitige fachlich indizierte Einbeziehung 
ärztlicher und weiterer Berufsgruppen im 
Gesundheitswesen sowie die 
haftungsrechtliche Verantwortung…..“ vgl. 
Nummer 2 (§ 15a (Behandlung durch 
Pflegefachpersonen, 
Pflegeprozessverantwortung).  
Dieses Angestelltenverhältnis ermöglicht 
allenfalls Delegation und keine Substitution 
und schließt Eigenverantwortlichkeit und 
Weisungsfreiheit aus.  
 
Daher sollte die Formulierung „in der 
Regel“durch „können“ ersetzt werden.  
 
 

 

Berlin, 14. Juli 2025 


